
der EU und eine von drei Arbeitssprachen
ist, in der täglichen Arbeit der Kommis-
sionsdienststellen de facto jedoch Englisch
und Französisch dominieren. Zur Erinne-
rung: Deutsch ist die am meisten gespro-
chene Muttersprache innerhalb der Euro-
päischen Union.

Diese Frage wird von einer Grundge-
setzänderung, die das Deutsche verbindlich
in die Verfassung schreibt, aber überhaupt

nicht angepackt. Der CDU-Vorschlag ist
vielmehr der Versuch, die gescheiterte Leit-
kulturdebatte durch die Hintertür wieder
einzulassen. Vielleicht ist vor diesem Hin-
tergrund demnächst auch eine weitere Ini-
tiative der CDU zu erwarten: Sauerbraten
mit Klößen ins Grundgesetz! Oder das
Neuzeller Brauersteak mit Schwarzbier-
Backobstsauce! Dubslav von Stechlin wäre
begeistert.
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In einem Leserbrief in der Frankfurter
Rundschau hieß es: »Der Vorschlag ist eine
populistische Verbeugung vor den Rechts-
radikalen und selbst schon ein kleiner
Schritt zur Mobilisierung von Ausländer-
feindlichkeit«. In der CDU selbst ist der
Vorschlag umstritten, nicht wenige Sozial-
demokraten und Grüne haben schon scharf
ablehnend reagiert. Die Aussichten seiner
Verwirklichung sind also gering. Wieder
einmal ein Sturm im Wasserglas, eine ty-
pisch deutsche hysterische Debatte? Muss
das alles sein?

Eigentlich nicht. Und es gibt gegenwär-
tig wahrlich Wichtigeres zu tun, selbstver-
ständlich. Fanatischer Eifer will sich bei
mir partout nicht einstellen, eher schon ir-
ritiertes Erstaunen. Denn das bestreitet
doch niemand ernsthaft: Deutsch ist das
selbstverständliche Verständigungsmittel
der hier im Land Lebenden, jedenfalls ih-
rer großen Mehrheit. Bestandsschutz für
unsere Sprache erscheint ganz offensicht-

lich nicht nötig. Deutsch ist, per Gesetz
festgelegt, die Amts- und Gerichtssprache
der Bundesrepublik Deutschland. Eine
Grundgesetzergänzung einer Selbstver-
ständlichkeit wegen – das muss nicht sein.
Aber darf das auch nicht sein?

Allerdings: Nach vielen Umfragen der
vergangenen Jahre sind Dreiviertel der
Deutschen genau dafür! Und der Blick in
die Nachbarländer lehrt: 19 europäische
Staaten haben ihre Sprache in der Verfas-
sung verankert, die anderen drei deutsch-
sprachigen Länder auch (die Türkei übri-
gens ebenso, daran seien diejenigen tür-
kischstämmigen Kritiker erinnert, die wie-
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Muss das denn sein? Die CDU hat auf ihrem Parteitag in einem Antrag beschlos-
sen, das Grundgesetz im Artikel 22 zu ergänzen um den Satz: »Die Sprache der
Bundesrepublik ist Deutsch«. Die Aufregung ist seither groß. Der Vorschlag sei
überflüssig und lächerlich, sagen die Einen und die Anderen sagen, er sei integra-
tions- und ausländerfeindlich, grenze an Nationalismus. Der sozialdemokratische
Bundestagsvizepräsident widerspricht entschieden.



der einmal die Gefahr einer »Zwangsger-
manisierung« heraufkommen sehen). Wa-
rum darf in Deutschland nicht sein, was in
anderen Ländern möglich oder selbstver-
ständlich ist? (Gewiss gibt es auch Länder,
in denen die Sprache nicht Verfassungs-
rang hat, Italien z.B. oder Schweden.)

Was der protestierende
Widerwille verrät

Wie wenig selbstverständlich doch das als
selbstverständlich Behauptete ist: die Gel-
tung, der Rang der deutschen Sprache! Was
verrät der Streit über das Verhältnis der
Deutschen zu ihrer Sprache? Ist es bloß
müde und konservative Kulturkritik, wenn
man es als ein Verhältnis der Lieblosigkeit,

der Unachtsamkeit bezeichnet? Es mag
nach aufgeregter Übertreibung klingen,
wenn man von »sprachlich-moralischer
Verluderung« des Deutschen spricht und
wenn man dem sich verstärkenden Trend
keine Sympathie entgegenbringen kann,
lieber ins falsch Amerikanische zu wech-
seln als verständlich Deutsch zu reden und
zu schreiben.

Gewiss, wir Deutschen sind gebrannte
Kinder, negative Erfahrungen mit brauner
(oder roter) Sprachpolitik wirken nach.
Aber es wäre trotzdem gut und notwendig,
zwischen Deutschtümelei und Liebe zur
eigenen Sprache unterscheiden zu können
und zu dürfen. Zudem sollten wir eine
freundliche Erfahrung in Erinnerung be-
halten: Die deutsche Sprache war und blieb
auch in den Zeiten der staatlichen Spaltung
ein einigendes Band (es entwickelte sich
eben – trotz mancher sprachlicher Eigen-
heiten – keine eigene DDR-Sprache).

Aber handelt es sich nicht um untaug-
liche, unwirksame »Symbolpolitik«, um ei-
nen »bürokratischen Akt«? Das sind eigen-
tümliche Vorwürfe. Das Grundgesetz ist
insgesamt ein hochsymbolischer Text –
aber, wie wir wissen, von beträchtlicher
Wirksamkeit: Es ist Voraussetzung, Grund-
lage, Maßstab, Korrektiv konkreter politi-
scher Entscheidungen, macht diese nicht
überflüssig, im Gegenteil. Die Aufnahme
der deutschen Sprache in unsere Verfas-
sung ersetzt nicht wirkungsvolle Bildungs-
und Integrationspolitik, selbstverständlich.
Aber würde ein solcher Verfassungsartikel
nicht Politik, Staat,Verwaltung,Wirtschaft,
Medien stärker in die Pflicht nehmen, das
wichtigste Integrations- und Aufstiegs-Ins-
trument, nämlich die Beherrschung der
gemeinsamen Sprache, mehr und energi-
scher zu fördern und zu schützen? Könnte
das nicht auch dazu beitragen, wieder
mehr Deutsch als »Denglisch« z.B. in der
Werbesprache zu verwenden, wie es Ver-
braucherschützer wünschen, oder gar die
Bahn AG zu veranlassen, gelegentlich wie-
der Deutsch zu verwenden?
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sprechen. Im Gegenteil, mit der ausdrück-
lichen Wertschätzung der eigenen Sprache
kann und sollte sich auch in Deutschland
die Bereitschaft verbinden, Zwei- oder
Mehrsprachigkeit, z.B. von Migranten, nicht
als Defizit, sondern als Reichtum zu be-
trachten.

Muss das also sein: Deutsch ins Grund-
gesetz? Nein, es muss nicht unbedingt, aber
es kann und es sollte! Das Selbstverständ-
liche und seinen Rang festzustellen, das ist
in unserem Land offensichtlich anstößig.
Aber warum sollten wir dem Anstoß nicht
folgen?

Nachtrag: Wer für Deutsch im Grund-
gesetz eintritt, sollte die Aufnahme eines
Staatsziels Kultur in unsere Verfassung
nicht ablehnen (wie es CDU-Politiker tun).
Wer für das Staatsziel Kultur eintritt, sollte
der deutschen Sprache den Verfassungs-
rang nicht bestreiten (wie es SPD-Politiker
tun). Sonst machte er sich in seiner Argu-
mentation unglaubwürdig. Die Aufnahme
eines Staatsziels Kultur, also die Selbstde-
finition der Bundesrepublik Deutschland
als Kulturstaat, halte ich im Übrigen für
wichtiger, weil von weitreichenderer Wir-
kung (die Sprachkultur eingeschlossen)!
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In den letzten Jahren ist das Wohlstands-
gefälle trotz der Millennium-Entwick-
lungsziele größer geworden. Das globale
Durchschnittseinkommen steigt zwar an,
aber ebenso die Anzahl der Armen. Dies
wirft Fragen der Gerechtigkeit auf, die
auch deshalb so akut sind, weil viele der
Wohlhabenden sich keinerlei Verantwor-
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»Die Sprache gehört dem Volk.« Das ist
ein starker und richtiger Satz. Die Mutter-
sprache ist eben nicht nur eine private An-
gelegenheit, sondern ein öffentliches Gut,
das begründet die politische Verantwor-
tung für sie – in dem vernünftigen Sinn des
Wortes »politisch«, nämlich der gemeinsa-
men Regelung der gemeinsamen Angele-
genheiten.

Mittel zur Integration

Das Erlernen der deutschen Sprache ist ein
notwendiges, wenn auch kein hinreichen-
des Mittel der Integration. Ohne die Fähig-
keit, sich sprachlich zu verständigen, also
ohne gemeinsame Sprache ist friedliches
Zusammenleben, ist politisch-soziale Ge-
meinsamkeit, ist aktive und gleichberech-
tigte Bürgerschaft schwerlich möglich. Die-
ser fundamentalen Tatsache Verfassungs-
rang zu verleihen, der Erwartung an Ein-
wanderer, Deutschkenntnisse zu erwerben,
eine verfassungsrechtliche Grundlage zu
geben – was soll daran fremden- bzw. aus-
länderfeindlich sein? Es folgt daraus ja kei-
neswegs ein Verbot, andere Sprachen zu




